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1. PLANUNGSANLASS  
Anlass für die 29. Änderung des Flächennutzungsplans ist die geplante Errichtung einer Kindertagesstätte in Groß-
rinderfeld. Generell will sich die Gemeinde Großrinderfeld langfristig auf zwei Kindertagesstätten in Großrinderfeld 
und Gerchsheim beschränken. 

In Großrinderfeld ist aufgrund des konkreten Bedarfs der Bau einer neuen Kindertagesstätte im Gewann „Steig“ nord-
östlich der Freiherr-von-Zobel-Schule vorgesehen. Die Einrichtung soll als achtgruppige Kindertagesstätte in Ver-
bindung mit einem Hort für 100 Kinder und mit einer Ganztagesbetreuung ausgelegt werden.  

Im alten Kindergarten St. Michael in Großrinderfeld kam es in vergangener Zeit immer wieder zu Geruchsbelästigun-
gen im ersten Obergeschoss des Gebäudes. Trotz aller baulicher und technischer Bemühungen (Fußboden- und 
Wandsanierungsmaßnahmen, Einbau einer Lüftungsanlage) konnte der Missstand nicht behoben werden. Ein lang-
fristiger Weiterbetrieb der Kinderbetreuung war folglich am alten Kindergartenstandort „Hauptstraße 8“ nicht mehr 
möglich. Der alte Standort wurde folglich kurz-
fristig aufgegeben und durch eine Interimslö-
sung unweit des alten Standortes südwestlich 
des Lagerhauses im künftigen Mischgebiet „Be-
unthgärten“ ersetzt. 

Innerhalb des Plangebiets mit einer Gesamtflä-
che von ca. 1,2 ha soll die neue Kindertages-
stätte von Großrinderfeld auf einer Teilfläche 
von ca. 0,76 ha entstehen. Das künftige Grund-
stück der Kindertagesstätte soll daher in eine 
Fläche für den Gemeinbedarf umgewandelt 
werden. Die beabsichtigte Nutzung im Planbe-
reich „Kindertagesstätte Steig“ entspricht so-
mit nicht den Darstellungen des rechtskräfti-
gen Flächennutzungsplanes und kann somit 
nicht nach § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächen-
nutzungsplan entwickelt werden. Die Darstel-
lung ist folglich zu ändern und den künftig be-
absichtigten Nutzungen als Fläche für den Ge-
meinbedarf und als Grünfläche anzupassen. 

2. ANDERWEITIG IN BETRACHT 
KOMMENDE PLANUNGSMÖGLICHKEITEN / STANDORTALTERNATIVEN 

Im Rahmen der Standortfindung für die Errichtung der neuen Kindertagesstätte in Großrinderfeld wurde gemäß der 
städtebaulichen Absicht ein ruhiger Standort gesucht, sofern möglich in räumlicher Nähe zur Schule, zur Turn- und 
Sporthalle sowie zu den Sportplätzen von Großrinderfeld. Der Schul- und Sportbereich liegt verkehrsberuhigt am 
Ortsrand von Großrinderfeld. Durch die Randlage befindet sich der gewählte Standort in einem Ortsstraßenbereich 
ohne nennenswerten Ziel- und Quellverkehr und im Übergangsbereich zur Natur und Landschaft. 

Einen weiteren Standortvorteil stellt der „Festplatz“ dar, der sich zwischen dem Sportgelände und der Turn- und 
Sporthalle befindet und in unmittelbarer Nachbarschaft zur Schule befindet. Der „Festplatz“ stellt im eigentlichen 
Sinne einen Multifunktionsplatz dar und bietet diverse Nutzungsmöglichkeiten. In seiner namentlichen Funktion als 
Veranstaltungsplatz wird der „Festplatz“ aber auch als Parkplatzfläche bei Sportveranstaltungen, als Verkehrs-
übungsplatz für die angrenzende Schule und als Freizeitplatz für Jugendliche genutzt. 

Mit dem Grundstück Fl.St.Nr. 16084 wurde ein Grundstück in verkehrsberuhigter Lage gefunden, das den grundsätz-
lichen Vorgaben entspricht und eine Verzahnung mit den genannten öffentlichen Einrichtungen darstellt. Eine Ver-
fügbarkeit anderer Grundstücke in diesem Ortsbereich war nicht gegeben. 

 
Auszug aus der topograph. Karte mit Markierung des Planbereichs (rot) 



Verwaltungsgemeinschaft Tauberbischofsheim-Großrinderfeld-Königheim-Werbach   Seite 3 
Flächennutzungsplan, 29. Änderung – „Kindertagesstätte Steig“ in Großrinderfeld - Zusammenfassende Erklärung - 

M:\Projekte\160\160118 29. FNP-Änderung KiTa Steig\03 BER\04 Zus. Erklärung\160118-29FNPÄnd-ZusErklärung-2025-11-28.docx 

ibu - Ingenieurgesellschaft für Bauwesen und Umwelttechnik mbH, Tauberbischofsheim 28.11.2025 

Die verkehrstechnische Erschließung des geplanten Baugrundstücks ist durch dessen Lage direkt am Krensheimer 
Weg bereits gewährleistet. Allerdings soll mit dem Neubau der Kindertagesstätte die Qualität und die Verkehrssi-
cherheit des Krensheimer Wegs erhöht werden. Seitens der Gemeinde Großrinderfeld ist die Verbreiterung der Fahr-
bahn und der Anbau eines Gehwegs zur sicheren Anbindung der fußläufigen Erschließung der Kindertagesstätte vor-
gesehen. Ver- und Entsorgungsanlagen existieren ebenfalls im Verkehrsraum des Krensheimer Wegs. Die Grunder-
schließung des Planbereichs ist folglich bereits vorhanden und wird im Zuge des Neubaus lediglich angepasst und 
modifiziert. 

Mit der Wahl des Standortes Fl.St.Nr. 16084 können folglich Vorteile und Synergieeffekte generiert werden, welche 
an anderen Standorten in Großrinderfeld nicht möglich sind. Der geplante Standort der Kindertagesstätte in Groß-
rinderfeld wird daher seitens der Gemeindeverwaltung Großrinderfeld als nahezu „optimal“ bewertet. 

3. UMWELTAUSWIRKUNGEN / BERÜCKSICHTIGUNG DER UMWELTBELANGE 
3.1 ARTENSCHUTZ 

Im Rahmen der Bauleitplanung sind die artenschutzrechtlichen Anforderungen abzuarbeiten, die sich aus den euro-
päischen Richtlinien sowie aus der nationalen Gesetzgebung ergeben. Eine artenschutzrechtliche Einschätzung 
wurde im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens (Stand September 2021) durch das Institut für Faunistik, 69253 Hei-
ligkreuzsteinach erstellt. Auf die artenschutzrechtliche Einschätzung mit detaillierten Ergebnissen und Hinweisen 
wird verwiesen. 

Die vorliegende spezielle artenschutzrechtliche Prüfung beinhaltet die Ermittlung und Darstellung der artenschutz-
rechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 5 BNatSchG hinsichtlich der gemeinschaft-
lich geschützten Arten, die durch das Vorhaben erfüllt werden können und die Prüfung der naturschutzfachlichen 
Voraussetzungen für eine Ausnahme von Verboten gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG und gegebenenfalls deren Darstellung. 

Auf dem Flurstück 16084 erfüllt der begrünte Teil nach derzeitigem Kenntnisstand eine allgemeine ökologische Funk-
tion als Nahrungshabitat insbesondere für Vögel und blütenbesuchende Insekten. 

Das Flurstück 16085 erfüllt nach derzeitigem Kenntnisstand eine allgemeine ökologische Funktion als potentieller 
Lebensraum für Fledermäuse, Vögel und holzbewohnende Insekten. Die Nutzung auf dem Grundstück bleibt in ihrer 
Form erhalten und wird planungsrechtlich gesichert.  

Der Obstbaumbestand und der Gehölzsaum auf dem angrenzenden Flurstück 16083 besitzt zahlreiche Strukturen, 
wie Höhlen, Risse oder Spalten, die für Höhlenbrüter oder Fledermäuse attraktiv sein können. Diese sind von der 
Planung jedoch nicht betroffen. 

Mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit werden mit der Umsetzung der Vermeidungsmaßnahmen für Zau-
neidechsen (Einzäunung der Baufläche mit einem Reptilienschutzzaun) keine Verbotstatbestände nach § 44 
BNatSchG ausgelöst. 

3.2 AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

Mit der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB wurden alle verfügbaren umweltrelevanten Belange zusammengeführt 
und im Umweltbericht zum Bebauungsplan systematisch bewertet. Die Ergebnisse stellen sich wie folgt dar: 

Aufgrund der überwiegend durchschnittlich bis mittel empfindlichen Bestandssituation (bestehende Obstwiese wird 
erhalten) sind bezogen auf die meisten Schutzgüter geringe bis mittlere Umweltbelastungen verbunden. Dabei wur-
den baubedingte, anlagen- und nutzungsbedingte Auswirkungen betrachtet. Wesentlicher Wirkfaktor ist die Flä-
chenversiegelung durch das Gebäude. 

Das Plangebiet befindet sich in Zone III des festgesetzten Wasserschutzgebiets Grünbachgruppe (WSG-Nr.-Amt 
128141, Rechtsverordnung -RVO- vom 20.01.2006). 

Weitere schutzwürdige Objekte wie Biotope, Naturdenkmale etc. oder Schutzgebiete wie Landschaftsschutzgebiete, 
Naturschutzgebiete, Vogelschutzgebiete etc. sind von der Planung nicht betroffen.  
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Die ökologische Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts im überplanten Bereichs wird durch die geplante Nutzung 
verändert und nachhaltig beeinträchtigt. Mit den Festsetzungen von grünordnerischen Maßnahmen und Pflanzgebo-
ten sowie von planinternen und -externen Ausgleichsmaßnahmen könne die beeinträchtigten Funktionen des Natur-
haushalts kompensiert und wieder hergestellt werden. 

Die geplante Bebauung verändert das Erscheinungsbild am Ortsrand von Großrinderfeld nachhaltig. Durch Erhal-
tungs- und Pflanzgebote sowie durch die Begrenzung der Gebäudehöhen kann eine verträgliche Einbindung in das 
Umfeld gewährleistet werden. Die Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter Ortsbild und Klima können durch 
planinterne Maßnahmen (wie z.B. Erhaltung von Einzelbäumen und Pflanzung von Hecken) kompensiert werden. 

Verstöße gegen artenschutzrechtliche Verbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG können unter Beachtung von artspezifi-
schen konfliktvermeidenden Maßnahmen vermieden werden. 

Mit dem Erhaltungsgebot für die bestehende Obstwiese als private Grünfläche stellt das Grundstück eine Pufferzone 
zwischen der geplanten Kindertagesstätte und den westlich gelegenen Siedlungsflächen dar. Die Obstbaumwiese, 
als Element der historischen Kulturlandschaft und als ökologischer Dienstleister, trägt zur Belebung des Ortsbildes 
bei, stellt zudem ein Biotopverbundelement im Großrinderfelder Siedlungsraum dar und leistet ihren Beitrag zur Ver-
besserung des Kleinklimas. 

Es verbleiben keine erheblichen und dauerhaft nachteiligen Umweltauswirkungen infolge der geplanten baulichen 
Entwicklung. 

4. ERGEBNISSE DER FÖRMLICHEN BEHÖRDEN- UND ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG 
Nachfolgend sind die wesentlichen Hinweise und Bedenken sowie deren Behandlung dargestellt: 
RP Stuttgart: Das RP Stuttgart weist auf eine eingehende Auseinandersetzung in den 

Unterlagen im Hinblick auf Hochwasserereignisse durch oberirdische Ge-
wässer oder durch Starkregen hin. In der Entwurfs-Begründung unter Zif-
fer I-3.3 wurde die Thematik „Überflutungsflächen“ allerdings bereits aus-
führlich wie folgt dargestellt: 

 Bedingt durch die topographischen Gegebenheiten können Oberflächen-
abflüsse bei starken Regenereignissen aus den angrenzenden südöstlich 
liegenden landwirtschaftlichen Flächen auf den Planbereich zuströmen. 
Um dies zu verhindern, wird die Anlage eines Entwässerungs- bzw. Ab-
fanggrabens entlang der südöstlichen Grenze des Baugrundstückes 
Fl.St.Nr. 16084 erforderlich.  

 Innerhalb des Planbereichs ist im Rahmen der Starkregenvorsorge des 
Weiteren zu prüfen, ob Beeinträchtigungen des Oberflächenabflusses bei 
Starkregen entstehen und ob Maßnahmen zum Schutz der baulichen An-
lagen erforderlich werden. Die Schutzmaßnahmen sollen darauf hinzielen, 
oberirdisch abfließendes Regenwasser vom Gebäude fernzuhalten und 
das Eindringen in die Gebäude  zu vermeiden. 

 In einer Entfernung zwischen 170 m und 200 m verläuft nordwestlich des 
Planbereichs der „Rödensteingraben“. Entsprechend der Hochwasserge-
fahrenkarte befindet sich der Planbereich außerhalb dieser festgesetzten 
Überflutungsflächen. Auch im Hinblick auf die Höhenlage des Planbe-
reichs, der in etwa 20 Höhenmeter über dem „Rödensteingraben“ liegt, ist 
eine Ausdehnung der Überflutungsflächen bis zum Planbereich nicht zu 
erwarten. 

 Im Hinblick auf die arten- und naturschutzfachlichen Belange weist das 
RP Stuttgart darauf hin, dass auch ein Flächennutzungsplan unwirksam 
ist, sofern Festsetzungen des Flächennutzungsplans mit den Regelungen 
einer naturschutz- bzw. artenschutzrechtlichen Verbotsregelung nicht zu 
vereinbaren sind und diese ein unüberwindbares rechtliches Hindernis 
darstellen. 
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Seitens folgender Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sowie seitens folgender Nachbargemeinden 
wurden im Rahmen des förmlichen Beteiligungsverfahrens keine weiteren Einwendungen oder Bedenken dargelegt: 

RP Freiburg Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau  RP Freiburg Forstdirektion  Autori-
sierte Stelle Digitalfunk BW  Regionalverband Heilbronn-Franken   Landesbetrieb Vermögen und 
Bau Baden-Württemberg  Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bun-
deswehr  Bundesnetzagentur  Deutsche Flugsicherung DFS  Polizeipräsidium Heilbronn  IHK 
Heilbronn-Franken  Handwerkskammer Heilbronn-Franken  Netze BW  Deutsche Telekom  
Vodafone GmbH  Ericson Services GmbH  TenneT TSO GmbH  Transnet BW GmbH  Stadtwerk 
Tauberfranken  Gemeinde Kleinrinderfeld  Gemeinde Werbach  Regierung von Unterfranken 

Seitens der Öffentlichkeit wurden keine Stellungnahmen abgegeben. 

5. VERFAHRENSABLAUF / GENEHMIGUNG 
Der Gemeinsame Ausschuss der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Tauberbischofsheim-Großrinderfeld-Kö-
nigheim-Werbach hat in öffentlicher Sitzung am 14.09.2023 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die 29. Flächennutzungsplanän-
derung – „Kindertagesstätte Steig“ in Großrinderfeld - des erstmals am 17. Januar 1986 genehmigten Flächennut-
zungsplanes für das Gebiet der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Tauberbischofsheim-Großrinderfeld-König-
heim-Werbach beschlossen. 
 In der Zeit vom 27.05.2024 bis 01.07.2024 wurde die Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB frühzeitig beteiligt. 

Zeitgleich erfolgt die frühzeitige Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange nach 
§ 4 Abs. 1 BauGB sowie die Abstimmung mit den Nachbargemeinden nach § 2 Abs.2 BauGB. 

 Der Entwurf wurde nach Billigung durch den Gemeinsamen Ausschuss am 17.12.2024 nach § 3 Abs. 2 BauGB öf-
fentlich ausgelegt, gleichzeitig erfolgte die Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange nach § 4 Abs. 2 BauGB sowie die Abstimmung mit den Nachbargemeinden nach § 2 Abs.2 BauGB. Die Öf-
fentliche Auslegung und die Beteiligung der Behörden, der sonstigen Trägern öffentlicher Belange und der Nach-
bargemeinden wurde im Zeitraum vom 10.02.2025 bis 21.03.2025 durchgeführt. 

 Der Feststellungsbeschluss zur 29. Änderung erfolgte am 02.07.2025 in öffentlicher Sitzung durch den Gemein-
samen Ausschuss der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Tauberbischofsheim – Großrinderfeld – Königheim 
– Werbach. 

 Das Landratsamt Main-Tauber-Kreis hat mit Verfügung vom 13.11.2025 die 29. Änderung des erstmals am 17. Ja-
nuar 1986 genehmigten Flächennutzungsplans gemäß § 6 Abs. 1 BauGB genehmigt. 

 

Tauberbischofsheim, den 28.11.2025 

Die Vorsitzende des Gemeinsamen Ausschusses 

 

 

 

Anette  S c h m i d t 

-Bürgermeisterin- 


